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IM BLICKPUNKT

Arm durch Krankheit

Kaputt
gespart
Von Lutz Kämpfe

Armut kann nicht nur krank
machen, Krankheit zieht in vie-
len Fällen auch Armut nach
sich. Die Erkenntnis an sich ist
nicht ganz neu, aber die jeweils
aktuelle Statistik erschreckt
stets aufs Neue. Vor allem bei
überschuldeten Arbeitslosen
waren es gesundheitliche Grün-
de, die mit auffälliger Häufig-
keit ins finanzielle Abseits ge-
führt haben. Sicher kann es
sinnvoll sein, wie auch Sozial-
verbände fordern, die Bera-
tungsangebote für diese Men-
schen zu verbessern. Es fragt
sich aber auch, ob hier nicht ein
systematisches Versagen des
Sozialstaats am unteren Ende
der gesellschaftlichen Skala vor-
liegt – ein Versagen also dort,
wo soziale Verantwortung am

meisten gefordert ist. Berufsun-
fähigkeit ist heute praktisch gar
nicht mehr gesetzlich versichert.
Doch gerade für Erwerbstätige
mit Vorerkrankungen ist es
kaum möglich, sich gegen Be-
rufsunfähigkeit privat zu versi-
chern – zumal wenn der Geld-
beutel ohnehin schon klein ist.
Wer dann, weil er seinen Beruf
nicht mehr ausüben kann oder
weil er gar wegen Krankheit ge-
kündigt wurde, ist schlecht
dran. Er gerät nicht selten über
Jahre auf eine soziale Durststre-
cke. Und es fragt sich nicht
bloß, ob das moralisch in Ord-
nung ist, sondern es stellt sich
auch die volkswirtschaftliche
Sinnfrage. Am Ende muss der
Sozialstaat dann doch wieder
teuer reparieren – wenn der
Mensch weitgehend „kaputt“
ist.

Bessere Startchancen
NRW zieht positive Bilanz bei frühzeitigen Hilfen für Kinder / Opposition kritisch

Von Robert Vornholt

DÜSSELDORF � Das Präventi-
onsprojekt „Kein Kind zurück-
lassen“ (Kekiz) wird nach und
nach allen Kommunen in NRW
angeboten. Das kündigte Minis-
terpräsidentin Hannelore Kraft
(SPD) bei der Vorstellung der Er-
gebnisse des Modellprojektes
an. „Vorbeugung wirkt, funktio-
niert und lohnt sich“, erklärte
sie – obwohl die Wirtschaftlich-
keit des Projekts bislang nicht
klar nachweisbar ist.

„Wir versuchen, die Verer-
bung von Armut zu stoppen“,
verwies die Regierungschefin
auf den neuen Politikansatz
der rot-grünen Landesregie-
rung. Um Familien besser
und zielgerichteter zu unter-
stützen, seien in den 18 Mo-
dellkommunen systemati-
sche Präventionsketten auf-
gebaut worden. „Der Schlüs-
sel sind die Eltern“, betonte
Kraft, dass eine „Brücke des
Vertrauens“ aufgebaut wer-
den müsse. Unterstützung
gab´s dabei vom Hammer
Oberbürgermeister Thomas
Hunsteger-Petermann, der
Hilfen möglichst noch vor
der Geburt umgesetzt wissen
will, denn damit könnten Ne-
gativentwicklungen von

vornherein vermieden wer-
den.

Kraft betonte, dass 80 Pro-
zent der Projektziele ganz
oder teilweise erreicht wor-
den seien. Mit der Unterstüt-
zung und Förderung würden
die Chancen der benachtei-
ligten Kinder verbessert, aber
zugleich auch wirtschaftliche
Vorteile erzielt, etwa im
Kampf gegen den Fachkräfte-
mangel.

Brigitte Mohn vom Vor-
stand der Bertelsmann-Stif-
tung, die das Projekt wissen-
schaftlich begleitet, verwies
darauf, dass die Ausgaben
„kein Sparprogramm“ seien.
„Nicht das Geld, sondern der
politische Wille ist entschei-

dend.“ Um Kinderarmut ent-
gegenzuwirken, die Start-
chancen zu verbessern und
für einen sinnvollen Geldein-
satz zu sorgen, müssten mehr
Informationen gebündelt
werden, kritisierte sie über-
zogenen Datenschutz. Das
Gesundheitswesen (etwa Ärz-
te) und die Schulen müssten
besser ins Konzept eingebun-
den werden, forderte Mohn.
Die Stiftung werde auf eine
stärkere Einbindung ins so-
ziale Umfeld (Quartier) drän-
gen.

„Das Projekt funktioniert“,
sagte der Hammer Oberbür-
germeister. Spezielle Förde-
rung im Kindergarten führe
dazu, dass keines der Kinder

größere Defizite in der
Grundschule habe, berichte-
te er. Es gehe um bessere
Startchancen ins Leben, be-
tonte Hunsteger-Petermann.

Kritik kam aber aus den
Landtagsfraktionen der Op-
position: Es gebe keinen ech-
ten Beleg für den Erfolg von
Kekiz. „Die Philosophie, neue
Schulden mit der präventi-
ven Wirkung von Staatsaus-
gaben zu begründen, fällt wie
ein Kartenhaus zusammen“,
meint FDP-Fraktionschef
Christian Lindner. „Die vor-
sorgende Präventionspolitik
auf Pump ist gescheitert“,
führte er die wachsende Kin-
derarmut in NRW als Argu-
ment an. ➔ Kommentar

„Kekiz“ ist ein Herzensanliegen
von Hannelore Kraft. � Foto:dpa

Verfassungsschutz-Chef
wütend über Mitarbeiter
NSU-Ausschuss beleuchtet Funde von „Corelli“
BERLIN � Neue Fundstücke
aus dem Besitz des ehemali-
gen V-Manns „Corelli“ setzen
den Verfassungsschutz unter
Druck. Vor dem NSU-Untersu-
chungsausschuss des Bundes-
tags wurden gestern die Um-
stände bekannt, unter denen
erst in den vergangenen Wo-
chen ein Handy und mehrere
SIM-Karten „Corellis“ in ei-
nem Panzerschrank im Bun-
desamt für Verfassungs-
schutz (BfV) auftauchten.

Die Opposition sprach von
„Chaos“ und verlangte kom-
plette Aufklärung. Verfas-
sungsschutz-Präsident Hans-
Georg Maaßen zeigte sich wü-
tend über eigene Mitarbeiter.
Ausschuss-Chef Clemens Bin-
ninger betonte, der 2014 ver-
storbene „Corelli“ habe Mitte

der 90er Jahre Kontakt zum
mutmaßlichen NSU-Terroris-
ten Uwe Mundlos gehabt. Der
Verfassungsschutz-Informant
habe auch lange vor Aufflie-
gen der Mördergruppe NSU
ein Neonazi-Magazin be-
schafft, in dem dem NSU aus-
drücklich gedankt wurde.
Dass BfV-Mitarbeiter auch
heute nicht sensibler im Fall
„Corelli“ seien, sei „schwer
nachvollziehbar“.

Nun wird der ehemalige
Sonderermittler im Fall „Co-
relli“, Jerzy Montag, wieder
tätig. Der frühere Grünen-Ab-
geordnete soll für das Ge-
heimdienst-Kontrollgremi-
um des Bundestags die Vor-
kommnisse um den ominö-
sen Panzerschrank beleuch-
ten. � dpa

Obama unter dem Pantoffel
US-Präsident Barack Obama hat
keine weiteren Ambitionen auf das
Weiße Haus: First Lady Michelle
habe dem einen Riegel vorgescho-
ben, selbst wenn die Verfassung
eine weitere Amtszeit erlauben
würde, sagte Obama bei einer
Wahlveranstaltung der Demokraten
im US-Staat Indiana. Ein Unterstüt-
zer hatte ihn aufgefordert, vier wei-

tere Jahre im Amt zu bleiben. „Das
geht nicht“, sagte Obama. „Die
Verfassung verbietet es, und was
noch wichtiger ist, Michelle verbie-
tet es“. Laut Verfassung ist der Prä-
sident auf zwei Amtszeiten von je
vier Jahren beschränkt. Obama ist
seit Januar 2009 Staatschef. Ende
2016 wird sein Amtsnachfolger ge-
wählt. � Foto: dpa

Krankheit als Weg in die Schulden
WIESBADEN � Krankheit kann
in die Überschuldung führen
– für jeden siebten Ratsu-
chenden bei einer Schuldner-
beratung (13,5 Prozent) wa-
ren im vergangenen Jahr
Krankheit, Sucht oder Unfall-
folgen die Auslöser der finan-
ziellen Probleme. Im Schnitt
hatten die Betroffenen Schul-

den von 25181 Euro. Das teil-
te das Statistische Bundesamt
als vorläufiges Ergebnis zur
Aktionswoche Schuldnerbe-
ratung mit. Überschuldung
heißt, dass jemand seine
Schulden nicht mehr aus ei-
genem Einkommen beglei-
chen kann. Neben Arbeitslo-
sigkeit und Trennung vom

Partner sei Krankheit einer
der wichtigsten Gründe für
Überschuldung, sagte Desta-
tis-Experte Walter Joachimi-
ak. Basis für die Statistik sind
Angaben von 410 der insge-
samt rund 1400 Schuldnerbe-
ratungsstellen in Deutsch-
land. Sie stellten anonymi-
sierte Daten von etwa 103000

beratenen Personen bereit.
Kommt zur Krankheit noch
Arbeitslosigkeit, verschärft
sich das Problem: 16,6 Pro-
zent der Klienten bei Schuld-
nerberatungen, die wegen ge-
sundheitlicher Probleme
überschuldet waren, waren
im vergangenen Jahr auch ar-
beitslos. � dpa ➔ Kommentar

ZUR PERSON

Die Belastung

ISTANBUL � Bei diplomati-
schen Verstimmungen zwi-
schen Staaten spielt der Bot-
schafter oft eine Schlüsselrol-
le. Je nach Schärfe des Kon-
flikts kann eine Regierung
den Botschafter des anderen
Staates zum Gespräch einla-
den, einbestellen oder sogar
ausweisen.

Eine Einladung ist die sanf-
teste Form der Kritik. Der
Botschafter wird höflich zum
Gespräch gebeten. Das soll
den Eindruck vermeiden,
dass ernsthafte Spannungen
zwischen beiden Ländern be-
stehen.

Die förmliche Einbestellung
ist wesentlich schärfer und
signalisiert größere Verstim-
mung. Die Türkei hat den
deutschen Botschafter schon
mehrmals einbestellt, unter
anderem wegen der Affäre
um die Erdogan-Satire von
Jan Böhmermann.

Reicht eine Einbestellung
nicht mehr aus, folgt die An-
weisung zur Abberufung des
Botschafters. Laut dem „Wie-
ner Übereinkommen über di-
plomatische Beziehungen“
kann ein Staat einen Diplo-
maten für unerwünscht er-
klären. Der Entsendestaat hat
dann Zeit, um die „persona
non grata“ abzuberufen. Ge-
schieht das nicht, wird der
Diplomat ausgewiesen.

Die Abberufung eines Bot-
schafters erfolgt nur bei
schweren diplomatischen

Verwerfungen. So wies die
Türkei 2011 den israelischen
Botschafter aus und zog ihren
eigenen Botschafter aus Isra-
el ab, nachdem israelische
Soldaten bei der Erstürmung
einer Gaza-Hilfsflotte neun
türkische Aktivisten getötet
hatten.

Zudem kann eine Regie-
rung ihren eigenen Botschaf-
ter zu Konsultationen zeit-
weise in die Heimat zurück-
holen. Die Zurückrufung ist
Ausdruck der ernsthaften
Verärgerung eines Landes
über das Gastland des Bot-
schafters. So beorderte die
Türkei ihren Botschafter in
Berlin nach Ankara zurück,
nachdem der Bundestag die
Massaker an den Armeniern
im Osmanischen Reich als
Völkermord bezeichnet hat-
te. � dpa

Der türkische Botschafter in
Deutschland, Hüseyin Avni Kar-
slioglu. � Foto: dpa

Von der Einladung
bis zur Zurückrufung

Welche Rolle spielt der Botschafter?

„Kein Kind zurücklassen“

Frühe Hilfe
ist richtig
Von Robert Vornholt

Wer investiert, setzt darauf, in
Zukunft Gewinne zu erzielen.
Dieser Grundsatz gilt auch für
das Präventionsprojekt „Kein
Kind zurücklassen“. Der Ansatz,
Kindern frühzeitig zu helfen,
um spätere soziale Folgekosten
zu vermeiden, bleibt richtig.
Auch wenn der Nachweis für
die Wirtschaftlichkeit (noch)
schwer zu erbringen ist. Vor-
beugen ist besser und billiger
als aufwändig heilen zu müs-
sen. Und jeder Mensch, der
dem Teufelskreis von allgegen-
wärtiger Armut, mangelnder
Bildung und fehlender Fürsorge
entrinnt, ist ein Gewinn für die
Gesellschaft. Die Verbesserung
der Bildungsgerechtigkeit ist ein
erstrebenswertes Ziel.
Die Richtschnur des politischen
Handelns von Ministerpräsiden-
tin Hannelore Kraft (SPD), die
das Projekt „Kein Kind zurück-

lassen“ zu ihrem Herzensanlie-
gen gemacht hat, wird durch
die Studien der Bertelsmann-
Stiftung nicht widerlegt. Die
Präventionspolitik muss aber
dringend auf ein belastbares
Fundament gestellt werden,
denn politisches Handeln unter-
liegt der regelmäßigen Rechen-
schaftspflicht. Genauere Unter-
suchungsmethoden und die
Einbeziehung weiterer Rahmen-
bedingungen (etwa der Einfluss
des Gesundheitssystems auf die
Entwicklung der Kinder) erhö-
hen die Akzeptanz des neuen
Politikansatzes.
Bei „Kein Kind zurücklassen“
haben die Kommunen die fi-
nanzielle und personelle Haupt-
last übernommen. Die Hilfen
sind kein Spar-, sondern ein mit-
tel- bis langfristiges Investitions-
programm. Dazu zählt der Mut,
Neues zu wagen und unwirksa-
me soziale Projekte zu strei-
chen.
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Heiner Geißler, früherer CDU-
Generalsekretär, hat der CSU
mit einem Bruch der Union
und einem Antreten der CDU
bei Wahlen in Bayern ge-
droht. „Wenn die CSU so wei-
termacht, wird irgendwann
der Punkt kommen, wo der
CDU nichts anderes übrig
bleibt“, sagte Geißler der
„Passauer Neuen Presse“.
Hintergrund ist der Rich-
tungsstreit zwischen dem
bayerischen Ministerpräsi-
denten und CSU-Chef Horst
Seehofer sowie der Kanzlerin
und CDU-Vorsitzenden Ange-
la Merkel um die Flüchtlings-
politik. � dpa

Angela Merkel (CDU), Bundes-
kanzlerin, hat Mädchen und
junge Frauen ermutigt, ihre
Chance verstärkt in naturwis-
senschaftlich-technischen Be-
rufen zu suchen. Die Kanzle-
rin verwies auf vermutlich
dauerhaft gute Berufsaussich-
ten und Verdienstchancen.
Den deutschen Unternehmen
fehlen 171000 Arbeitskräfte
in diesem Bereich. Merkel
selbst ist Physikerin. � dpa

Bhumibol Adulyadej, schwer
kranker thailändischer Mo-
narch, wird wegen Herzpro-
blemen mit Antibiotika be-
handelt. Das teilte der Palast
in Bangkok mit. Vor wenigen
Tagen mussten die Ärzte Was-
ser aus seinem Gehirn ablei-
ten. Der 88-jährige König ist
seit Monaten im Kranken-
haus. Er ist der am längsten
regiernde Monarch der Welt.
Bhumibol bestieg den Thron
vor 70 Jahren, 1946. Er wird
in Thailand tief verehrt und
gilt als Symbol der Einheit in
einem politisch tief zerstrit-
tenen Land. � dpa

Nadeschda Sawtschenko, erst
vor kurzem aus russischer
Haft entlassene ukrainische
Hubschrauberpilotin, hat die
deutsche Regierung für die
Diskussion um eine Locke-
rung der Sanktionen gegen
Russland scharf kritisiert. „Es
macht mich wütend, wenn
Soldaten in der Ukraine ster-
ben, aber in Deutschland
gleichzeitig schon über die
Lockerung von Sanktionen
diskutiert wird. Das darf
nicht sein“, sagte sie. Die 35-
jährige Sawtschenko war
nach Kämpfen im Donbass in
Gefangenschaft geraten,
nach Russland verschleppt
und in einem international
kritisierten Prozess wegen
Mordes zu 22 Jahren Lager-
haft verurteilt worden. Seit
vergangenne Dienstag ist sie
Abgeordnete im ukraini-
schen Parlament. � dpa

„Kein Kind zurücklassen“
etwa der Jugendämter) aufgebaut,
um bestehende Angebote für Kin-
der und Familien besser zu ver-
knüpfen und gezielte Hilfe vor Ort
zu leisten. Langfristig setzt Regie-
rungschefin Hannelore Kraft (SPD)
auf höhere soziale Renditen durch
Vorbeugung, also auf Einsparun-
gen wegen nicht ausgegebener So-
zialleistungen. Die Kommunen tra-
gen finanziell und personell den
Großteil des Projektes. � vor

Das Projekt „Kein Kind zurücklas-
sen“ (Kekiz) wurde im März 2012
in 18 NRW-Modellkommunen ein-
geführt – unter anderem in Hamm,
Arnsberg und Dortmund sowie in
den Kreisen Unna und Warendorf.
Ziel ist es, für alle Kinder die besten
Bildungsmöglichkeiten und Voraus-
setzungen für ein gelingendes Auf-
wachsen zu schaffen. Dazu werden
so genannte Präventionsketten
(Vernetzung von Hilfsangeboten,
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